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Zusammenfassung 

  

Die Dissertation „Islamischer Religionsunterricht in Deutschland: Auf dem Weg zu 

Art. 7 III GG?“ vergleicht die islamischen Religionsunterrichtungsprojekte in 

Deutschland unter Berücksichtigung der organisatorisch-muslimischen Perspektive 

sowie des schulischen Mehrebenensteuerungsansatzes im Rahmen der 

Governance-Perspektive. 

 

Zu Beginn der Dissertation wird ein Überblick über die Geschichte muslimischen 

Lebens in Deutschland dargeboten. Dabei wird verdeutlicht, dass der Islam in der 

deutschen Gesellschaft mit Beginn der Gastarbeiteranwerbung einen relevanten 

Platz eingenommen hat, welcher mit der Zeit sukzessive an Bedeutung gewann. 

Die organisatorische Ausgestaltung muslimischen Lebens wird im dritten Kapitel 

behandelt. Es wird verständlich gemacht, dass in Deutschland eine stark heterogene 

und partiell miteinander konkurrierende muslimische Verbandsorganisation 

vorzufinden ist, welche die Bildung eines einheitlichen muslimischen 

Ansprechpartners im Sinne einer Religionsgemeinschaft nach Art. 7 III GG bis zum 

heutigen Tage verhindert hat. 



Im fünften Kapitel werden die aktuell vorzufindenden und zu Art 7 III GG alternativen 

islamischen Unterrichtungsprojekte in den Bundesländern Bayern, Baden-

Württemberg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfahlen und Rheinland-Pfalz 

präsentiert. 

Im weiteren Verlauf der Arbeit wird die Positionierung der führenden muslimischen 

Dachverbände Deutschlands mit Hilfe des Experteninterviews  als Erhebungs-

instrument dargestellt. Diese sind im Ergebnis mit den gegenwärtigen 

Alternativprojekten zu einem ordentlichen Religionsunterricht nach Art. 7 III GG nicht 

zufrieden und fordern einen konfessionellen Religionsunterricht nach Art. 7 III GG. 

Sie beanspruchen für sich die gleichen Rechte wie die katholische und evangelische 

Seite und betrachten sich als Religionsgemeinschaften im Sinne von  

Art. 7 III GG. 

 

Die Arbeit kommt zum Ergebnis, dass die aktuellen Unterrichtungsprojekte als ein 

Schritt zu Art. 7 III GG betrachtet werden können. Ob es jedoch zu einem 

islamischen Religionsunterricht nach Art. 7 III GG in den nächsten Jahren kommen 

wird, hängt sowohl von der Flexibilität der staatlichen als auch der organisatorisch-

muslimischen Seite in Deutschland ab. 


